
 

  

S 1 AL 149/00

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Rheinland-Pfalz
Sozialgericht Landessozialgericht Rheinland-Pfalz
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AL 149/00
Datum 03.04.2001

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 AL 74/01
Datum 22.11.2001

3. Instanz

Datum -

1. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom
3.4.2001 â�� S 1 AL 149/00 â�� wird zurÃ¼ckgewiesen.
2. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Mit ihrer Berufung wendet sich die Beklagte gegen ihre Verurteilung, dem KlÃ¤ger
Arbeitslosengeld (Alg) ab 25.3.2000 fÃ¼r 720 Tage zu gewÃ¤hren.

Der am â�¦1943 geborene KlÃ¤ger ist als Schwerbehinderter mit einem GdB von 80
anerkannt. Vom 1.1.1993 bis zum 31.12.1999 war er bei der D Bank AG in L als
Bankkaufmann beschÃ¤ftigt. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis endete durch
Aufhebungsvertrag vom 6.12.1999. Am 4.1.2000 meldete sich der KlÃ¤ger unter
Vorlage des Aufhebungsvertrages bei der Arbeitsamtsdienststelle N arbeitslos und
beantragte die GewÃ¤hrung von Alg. Mit der Antragsannahme des KlÃ¤gers waren
zwei Sachbearbeiterinnen sowie der Schwerbehindertenbeauftragte der Beklagten,
Herr S, befasst. Herr S fertigte am selben Tag einen Beratungsvermerk mit
folgendem Inhalt:
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"Hat das ArbeitsverhÃ¤ltnis im gegenseitigem Einvernehmen aus persÃ¶nlichen
GrÃ¼nden gelÃ¶st, mit einem Eintritt einer Sperrzeit ist zu rechnen. Beabsichtigt
Regelung des Â§ 428 in Anspruch zu nehmen, sobald die Voraussetzungen
vorliegen. Berufswegplanung ist abgeschlossen."

Mit Bescheid vom 10.2.2000 stellte die Beklagte den Eintritt einer zwÃ¶lfwÃ¶chigen
Sperrzeit vom 1.1.2000 bis 24.3.2000 fest, weil der KlÃ¤ger durch den
Aufhebungsvertrag seine BeschÃ¤ftigung bei der Dresdner Bank AG selbst
aufgegeben habe. Mit weiterem Bescheid vom 14.3.2000 bewilligte ihm die
Beklagte ab 25.3.2000 Alg fÃ¼r die Dauer von 585 Tagen nach einem gerundeten
wÃ¶chentlichen Bemessungsentgelt von 1960,00 DM, der Lohnersatzquote 60 vH
und der Leistungsgruppe C in HÃ¶he von 717,36 DM wÃ¶chentlich.

Gegen die zuerkannte Anspruchsdauer erhob der KlÃ¤ger Widerspruch und machte
geltend, dass ihm angesichts seines Lebensalters und seiner BeschÃ¤ftigungsdauer
in jedem Fall eine lÃ¤ngere Anspruchsdauer zustehe und er, falls er entsprechend
beraten worden wÃ¤re, seinen Antrag auf seinen Geburtstag am â�¦2000
verschoben hÃ¤tte.

Mit Widerspruchsbescheid vom 11.4.2000 wies die Beklagte den Widerspruch als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dem KlÃ¤ger sei
zutreffend Alg fÃ¼r die Dauer von 585 Tagen bewilligt worden. AuÃ�erdem sei der
SozialleistungstrÃ¤ger nicht verpflichtet, den Antragsteller von Amts wegen zu
beraten.

Am 18.4.2000 hat der KlÃ¤ger Klage beim Sozialgericht Koblenz (SG) erhoben.

Mit Urteil vom 3.4.2001 hat das SG der Klage stattgegeben und die Beklagte
verurteilt, dem KlÃ¤ger im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs Alg ab
25.3.2000 in gesetzlicher HÃ¶he fÃ¼r 720 Tage zu gewÃ¤hren.

Gegen das ihr am 19.4.2001 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 7.5.2001
Berufung eingelegt.

Sie trÃ¤gt vor:

Die Entscheidung des SG kÃ¶nne keinen Bestand haben. Es sei richtig, sie habe den
KlÃ¤ger bei seiner ersten Vorsprache am 4.1.2000 nicht Ã¼ber eine lÃ¤ngere
Anspruchsdauer nach Vollendung seines 57. Lebensjahres und eine spÃ¤tere
Arbeitslosmeldung informiert. Dadurch habe sie aber nicht gegen ihre
Beratungspflicht verstoÃ�en. Sie sei vorliegend nicht verpflichtet gewesen, den
KlÃ¤ger ohne ein ausdrÃ¼ckliches Beratungsersuchen auf die MÃ¶glichkeit einer
spÃ¤teren Arbeitslosmeldung bzw. eines spÃ¤teren Algâ��Antrags hinzuweisen.
FÃ¼r eine solche Beratung bestehe bereits keine rechtliche Grundlage. DarÃ¼ber
hinaus habe der KlÃ¤ger mit seiner Arbeitslosmeldung am 4.1.2000 deutlich zum
Ausdruck gebracht, dass er nunmehr den VermittlungsbemÃ¼hungen des
Arbeitsamtes zur VerfÃ¼gung steht. Diese Tatsache habe sie akzeptieren
mÃ¼ssen. Keinesfalls habe es sich ihr aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, dem KlÃ¤ger eine
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Arbeitslosmeldung erst am 27.2.2000 anzuraten. Insoweit mÃ¼sse berÃ¼cksichtigt
werden, dass es sich hierbei um eine Zeitspanne von nahezu 2 Monaten gehandelt
habe. Dies gleichwohl anzunehmen, halte sie fÃ¼r Ã¼berzogen. Im Ã¼brigen
wÃ¤re eine lÃ¤ngere Anspruchsdauer fÃ¼r den KlÃ¤ger nur dann vorteilhaft
gewesen, wenn er Ã¼ber die ihm entsprechend seiner Arbeitslosmeldung am
4.1.2000 zustehende Anspruchsdauer hinaus auf Alg angewiesen gewesen wÃ¤re.
Dies hÃ¤tte sie aber am 4.1.2000 nicht abschÃ¤tzen kÃ¶nnen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Koblenz vom 3.4.2001 â�� S 1 AL 149/00 â��
aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung bezieht er sich im Wesentlichen auf die EntscheidungsgrÃ¼nde
des erstinstanzlichen Urteils.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Prozessakte und der den KlÃ¤ger betreffenden Leistungsakte der Beklagten
(Stamm-Nr 547A104871) Bezug genommen. Sie sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG
den angefochtenen Bescheid abgeÃ¤ndert und die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger
Alg ab 25.3.2000 in gesetzlicher HÃ¶he fÃ¼r 720 Tage zu gewÃ¤hren. Der Bescheid
der Beklagten vom 14.3.2000 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
11.4.2000 ist rechtswidrig und verletzt den KlÃ¤ger in seinen Rechten. Die Beklagte
ist verpflichtet, den KlÃ¤ger im Wege des sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs
so zu stellen, als hÃ¤tte er seinen Antrag auf Alg auf den 27.2.2000 verschoben.

In den EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Urteils hat das SG sowohl die
materiellâ��rechtlichen Voraussetzungen des Algâ��Anspruchs des KlÃ¤gers als
auch die Voraussetzungen des dem KlÃ¤ger zu einem gÃ¼nstigeren Ergebnis
verhelfenden sozialrechtlichen Herstellungsanspruchs zutreffend genannt und
dargestellt. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird insoweit gemÃ¤Ã� Â§ 153
Abs 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) auf diese UrteilsgrÃ¼nde verwiesen. Unter
BerÃ¼cksichtigung des Vorbringens der Beklagten sowie der vom Senat
durchgefÃ¼hrten eigenen Ã�berprÃ¼fung des gesamten Sachverhalts ist die
angegriffene sozialgerichtliche Entscheidung rechtlich nicht zu beanstanden.

Lediglich ergÃ¤nzend weist der Senat noch auf Folgendes hin: Der Einwand der
Beklagten, die Anforderungen des SG bezÃ¼glich einer hier erforderlichen
Spontanberatung seien Ã¼berzogen, geht fehl. Die Beklagte ist aufgrund der
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besonderen UmstÃ¤nde des vorliegenden Falles gerade auch ohne ein
ausdrÃ¼ckliches Beratungsersuchen des KlÃ¤gers verpflichtet gewesen, ihn auf die
MÃ¶glichkeit einer spÃ¤teren Arbeitslosmeldung bzw eines spÃ¤teren
Algâ��Antrags hinzuweisen.

Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BSG kann die Verletzung von
Nebenpflichten, die dem VersicherungstrÃ¤ger gegenÃ¼ber den Versicherten aus
dem SozialrechtsverhÃ¤ltnis obliegen, fÃ¼r die Versicherten einen sozialrechtlichen
Herstellungsanspruch begrÃ¼nden. Zu diesen Nebenpflichten gehÃ¶ren vor allem
die Pflichten zu speziellen Dienstleistungen des VersicherungstrÃ¤gers wie
Auskunft, Belehrung und "verstÃ¤ndnisvolle FÃ¶rderung" der Versicherten. Diese
Pflichten sind verletzt, wenn sie, obwohl ein konkreter Anlass zu den genannten
Dienstleistungen bestanden hat, nicht oder nur unzureichend erfÃ¼llt worden sind
(vgl BSG, Urteil vom 17.4.1986 â�� RAr 81/84 -). Eine solche Pflicht wird in der
Regel erst durch ein entsprechendes Begehren des Betroffenen ausgelÃ¶st. Die
Beratungspflicht des VersicherungstrÃ¤gers beschrÃ¤nkt sich aber nicht allein auf
die Fallgestaltung, dass der Versicherte selbst die Initiative ergreift und sein
Beratungs- oder Auskunftsbegehren hinreichend deutlich zum Ausdruck bringt.
Auch wenn ein entsprechendes Beratungsbegehren nicht vorliegt, ist der
VersicherungstrÃ¤ger gehalten, die Versicherten bei Vorliegen eines konkreten
Anlasses von sich aus "spontan" auf klar zu Tage liegende
GestaltungsmÃ¶glichkeiten hinzuweisen, deren Wahrnehmung offensichtlich so
zweckmÃ¤Ã�ig ist, dass sie ein verstÃ¤ndiger Versicherter mutmaÃ�lich nÃ¼tzen
wÃ¼rde (BSG, Urteil vom 5.8.1999 â�� B 7 AL 38/98 R -; BSGE 41, 126, 128; BSGE
60, 79, 86). Dies bedeutet, dass die FachbehÃ¶rde in jedem einzelnen Fall
sorgfÃ¤ltig prÃ¼fen muss, ob der konkrete Sachverhalt Besonderheiten bietet, die
eine spontane Beratung des Versicherten bezÃ¼glich klar zu Tage liegender
GestaltungsmÃ¶glichkeiten erfordern. Dabei ist die Frage, ob eine
GestaltungsmÃ¶glichkeit klar zu Tage liegt, allein nach objektiven Merkmalen zu
beurteilen.

Dass vorliegend ein konkreter Anlass der Beklagten bestand, den KlÃ¤ger spontan
ohne ein konkretes Ersuchen zu beraten und ihm die Vorteile einer
Arbeitslosmeldung mit Vollendung seines 57. Lebensjahres am â�¦2000 zu
erlÃ¤utern, kann nicht ernsthaft in Zweifel gezogen werden. Der KlÃ¤ger hatte
anlÃ¤sslich seiner Arbeitslosmeldung am 4.1.2000 darauf hingewiesen, dass das
ArbeitsverhÃ¤ltnis bei der D Bank AG durch Aufhebungsvertrag beendet worden ist.
Die Beklagte ging deshalb am 4.1.2000 selbst vom Eintritt einer Sperrzeit aus. Der
Beklagten war damals auch das Geburtsdatum des KlÃ¤gers bekannt. Bei diesem
Sachverhalt hÃ¤tte sich die Beklagte geradezu gedrÃ¤ngt sehen mÃ¼ssen, den
KlÃ¤ger darauf hinzuweisen, dass er bei einem Aufschub seines Algâ��Antrags auf
den 27.2.2000 trotz einer 12-wÃ¶chigen Sperrzeit einen um 135 Tage lÃ¤ngeren
Algâ��Anspruch (960 Tage â�� 240 Tage gemÃ¤Ã� Â§ 128 Abs 1 Nr 4 SGB III)
gehabt hÃ¤tte.

Auch das weitere Vorbringen der Beklagten vermag eine andere Entscheidung nicht
zu rechtfertigen. FÃ¼r die Beklagte war bei der Arbeitslosmeldung des KlÃ¤gers
ohne weiteres erkennbar, dass der KlÃ¤ger Ã¼ber die Anspruchsdauer von 780
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Tagen auf Alg angewiesen sein wird. Eine RÃ¼ckkehr in das Berufsleben
beabsichtigte der KlÃ¤ger offensichtlich nicht mehr. Dies war der Beklagten am
4.1.2000 auch bekannt. Der KlÃ¤ger hatte anlÃ¤sslich seiner Arbeitslosmeldung
bekundet, die Regelungen des Â§ 428 SGB III in Anspruch nehmen zu wollen, sobald
die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. Aus diesem Grunde hatte der
zustÃ¤ndige Schwerbehindertenbeauftragte S vermerkt, die Berufswegplanung des
KlÃ¤gers sei abgeschlossen.

Entgegen der Ansicht der Beklagten ist es unerheblich, dass der KlÃ¤ger am
4.1.2000 noch knapp zwei Monate bis zur Vollendung seines 57. Lebensjahres hatte.
Ob â�� wie die Beklagte meint â�� eine Zeitspanne zwischen Arbeitslosmeldung
und der Vollendung einer zu einer ErhÃ¶hung des Alg-Anspruchs fÃ¼hrenden
Lebensaltersstufe von knapp zwei Monaten grundsÃ¤tzlich eine spontane
Beratungspflicht ausschlieÃ�t, bedarf keiner abschlieÃ�enden ErÃ¶rterung. Dies
allein ist nicht entscheidungserheblich.

Hier kommt es im wesentlichen darauf an, dass beim KlÃ¤ger vom 1.1.2000 bis
24.3.2000 eine Sperrzeit eingetreten war, der KlÃ¤ger also wÃ¤hrend dieses
Zeitraums ohnehin keine Leistungen der Beklagten beziehen konnte (Â§ 144 Abs 2
Satz 2 SGB III), und der KlÃ¤ger wÃ¤hrend dieser Sperrzeit sein 57. Lebensjahr
vollendet hatte. Bei dieser Sachlage lag es auf der Hand, dass der KlÃ¤ger keinerlei
Interesse an einer Arbeitslosmeldung bereits am 4.1.2000 hatte; diese wirkte sich
fÃ¼r ihn lediglich nachteilig aus.

Der Senat hat auch keine Zweifel an der Erforderlichkeit der Beratung des KlÃ¤gers
am 4.1.2000. Dass sich der KlÃ¤ger nach seiner Arbeitslosmeldung mit Hilfe des
ihm bei Antragstellung ausgehÃ¤ndigten Merkblattes zumindest in GrundzÃ¼gen
Ã¼ber die Voraussetzungen der Anspruchsdauer informiert hatte, steht dem nicht
entgegen. Bei der entscheidenden Arbeitslosmeldung war der KlÃ¤ger in jedem Fall
beratungsbedÃ¼rftig.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

RevisionszulassungsgrÃ¼nde iS des Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 30.12.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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